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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

die Schriftliche Anfrage beantworte ich - hinsichtlich der Fragen 5.1 bis 8.3 im Ein-

vernehmen mit dem Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration (StMI) 

sowie hinsichtlich der Fragen 4.2 und 4.3 im Einvernehmen mit der Staatskanzlei - 

wie folgt: 

 

Frage 1:  

Rechtsgrundlagen zur Bekämpfung der Sklaverei 

 

Frage 1.1: 

Hält die Staatsregierung ein Strafmaß von mindestens fünf Jahren für Tatbestände 

nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 Völkerstrafgesetzbuch „wer 3. Menschenhandel betreibt, ins-

besondere mit einer Frau oder einem Kind, oder wer auf andere Weise einen 
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Menschen versklavt und sich dabei ein Eigentumsrecht an ihm anmaßt,” für noch 

immer angemessen (bitte begründen)? 

 

Frage 1.2:  

Hält die Staatsregierung ein Strafmaß von mindestens sechs Monaten für Tatbe-

stände nach § 232 StGB „(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren wird bestraft, wer eine andere Person unter Ausnutzung ihrer persönlichen 

oder wirtschaftlichen Zwangslage oder ihrer Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in 

einem fremden Land verbunden ist, oder wer eine andere Person unter einund-

zwanzig Jahren anwirbt, befördert, weitergibt, beherbergt oder aufnimmt, wenn... 

2. diese Person in Sklaverei, Leibeigenschaft... oder in Verhältnissen, die dem ent-

sprechen oder ähneln, gehalten wird1 “ für angemessen (bitte begründen)? 

 

Frage 1.3:  

Hält die Staatsregierung ein Strafmaß von mindestens sechs Monaten für Tatbe-

stände nach § 2 des Gesetzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubes und 

des Sklavenhandels „Sklavenhandel betreibt oder bei der diesem Handel dienen-

den Beförderung von Sklaven vorsätzlich mitwirkt, wird mit Freiheitsstrafe nicht un-

ter einem Jahr bestraft.“ für noch immer angemessen (bitte begründen)? 

 

Antwort: 

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs zusam-

men mit den Fragen 3.1. bis 3.3. beantwortet. Ich darf auf meine dortigen Ausfüh-

rungen verweisen.  

 

Frage 2:  

Rechtsgrundlagen zur Bekämpfung der „Gewinnung“ von Sklaven 

 

Frage 2.1:  

Welche derzeit in Deutschland geltende Rechtsvorschrift stellt die Überführung 

von Kriegsgefangenen in die Sklaverei, wie sie z.B. ab Seite 14 des IS-Propa-

ganda-Magazins “Dabiq” auf Basis der Suren des Koran und deren Auslegung 

durch Schriftgelehrte legitimiert und dann vom IS praktiziert wurden, unter Strafe 

(bitte das in dieser Rechtsvorschrift angedrohte Strafmaß angeben)? 

 

 
1 Anm.: Der Gesetzeswortlaut in § 232 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StGB lautet: "gehalten werden soll". 
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Frage 2.2:  

Welche derzeit in Deutschland geltende Rechtsvorschrift stellt die Teilnahme oder 

Organisation der Durchführung eines Streifzugs zur “Gewinnung” von Sklaven un-

ter Strafe und deckt damit den Tatbestand des aufgehobenen § 1 Abs. 1 Satz 1; 2 

des “ Gesetzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubs und des Sklavenhan-

dels “ vom 28.7.1895 ab (Bitte das in dieser Rechtsvorschrift angedrohte Strafmaß 

angeben)? 

 

Frage 2.3:  

Welche derzeit in Deutschland geltende Rechtsvorschrift stellt die Tötung eines 

Sklaven bei einem nach 2.2. abgefragten Unternehmens unter Strafe und deckt 

damit den Tatbestand des inzwischen aufgehobenen § 1 Abs. 1 Satz 3 des “ Ge-

setzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubs und des Sklavenhandels “ vom 

28.7.1895 ab (Bitte das in dieser Rechtsvorschrift angedrohte Strafmaß ange-

ben)? 

 

Antwort: 

Die Fragen 2.1 bis 2.3 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs gemein-

sam beantwortet. 

 

Nach § 71 Abs. 1 S. 2 der Geschäftsordnung des Bayerischen Landtags  

(GOBayLT) müssen sich Schriftliche Anfragen auf Angelegenheiten, für die die 

Staatsregierung unmittelbar oder mittelbar verantwortlich ist, beschränken und 

knapp und sachlich gehalten sein. Abstrakte Rechtsgutachten werden durch die 

Staatsregierung im Rahmen einer Schriftlichen Anfrage nicht erstattet. Hiervon 

ausgehend gilt: 

 

Im Hinblick auf die geschilderten Sachverhalte kommt insbesondere in Betracht 

eine Strafbarkeit wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit nach § 7 Abs. 1  

Nr. 1, Nr. 3 oder Nr. 9 Völkerstrafgesetzbuch (Nr. 1: lebenslange Freiheitsstrafe, 

Nr. 3: Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren, Nr. 9: eine Freiheitsstrafe nicht unter 

drei Jahren), wegen Mordes nach § 211 StGB (lebenslange Freiheitsstrafe), Tot-

schlags nach § 212 StGB (Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren), Menschenhan-

dels gemäß § 232 StGB (§ 232 Abs. 1 StGB: Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu fünf Jahren, § 232 Abs. 2 StGB: Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 

zehn Jahren), Zwangsarbeit nach § 232b Abs. 2 StGB bzw. Ausbeutung unter 

Ausnutzung einer Freiheitsberaubung gem. § 233a Abs. 3 StGB (jeweils 
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Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren), beides jeweils i.V.m. § 30 

StGB, Freiheitsberaubung (§ 239 Abs. 1 StGB: Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder Geldstrafe, § 239 Abs. 3 StGB: Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 

Jahren, auch i.V.m. § 30 StGB), Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 

nach §§ 129a, 129b StGB (§ 129a Abs. 1 StGB: Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 

zu zehn Jahren).  

 

Die Prüfung, welche Straftatbestände im konkreten Einzelfall einschlägig sind, ob-

liegt den Strafverfolgungsbehörden unter Berücksichtigung aller Umstände des 

Einzelfalls.  

 

Frage 3: 

Strafmaß noch im Einklang mit dem gesellschaftlichen Grundkosens 

 

Frage 3.1:  

Ist die Staatsregierung der Auffassung, dass die in 1 abgefragten Strafmaße für 

das Halten von Sklaven in Deutschland oder durch Deutsche im Ausland noch im 

Einklang mit dem Ethos der in Deutschland lebenden Mehrheitsgesellschaft ste-

hen? 

 

Frage 3.2:  

Ist die Staatsregierung der Auffassung, dass das in 2.2. abgefragte Strafmaß -  

oder mangels Vorschrift Straffreiheit - eher mit dem heute in Deutschland gelten-

den Ethos in Einklang steht, als die im inzwischen aufgehobenen § 1 Abs. 1  

Satz 1; 2 des „Gesetzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubs und des 

Sklavenhandels“ vom 28.7.1895 angedrohte Mindeststrafe von 3 Jahren? 

 

Frage 3.3: 

Ist die Staatsregierung der Auffassung, dass das in 2.3. abgefragte Strafmaß -  

oder mangels Vorschrift Straffreiheit - eher mit dem heute in Deutschland gelten-

den Ethos in Einklang steht, als die im inzwischen aufgehobenen § 1 Abs. 1  

Satz 3 des „Gesetzes betreffend die Bestrafung des Sklavenraubs und des Skla-

venhandels“ vom 28.7.1895 angedrohte Höchststrafe, was damals die Todesstrafe 

war und heute “Lebenslänglich” wäre? 
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Antwort: 

Die Fragen 1.1. bis 1.3. und 3.1. bis 3.3. werden aus Gründen des Sachzusam-

menhangs zusammen beantwortet. Das „Halten von Sklaven“ ist in Deutschland 

strafbar. Je nach den konkreten Umständen des Einzelfalls unterfällt es z.B. den 

Straftatbeständen der §§ 232, 232b, 233a, 239 StGB oder des § 7 Abs. 1 VStGB 

(vgl. Antwort zu Frage 2.1 bis 2.3). Entsprechende Straftaten werden durch die 

bayerischen Staatsanwaltschaften konsequent verfolgt. Aus der Praxis der bayeri-

schen Staatsanwaltschaften und Gerichte liegen keine Erkenntnisse oder Berichte 

vor, aus denen sich ergibt, dass die anwendbaren Strafrahmen zu unangemesse-

nen Ergebnissen führen oder dass Strafbarkeitslücken bestehen. 

 

Frage 4:  

Engagement Bayerns zur weltweiten Abschaffung der Sklaverei 

 

Frage 4.1: 

Wann wurde das Thema “Beitrag Bayerns zur Abschaffung der Sklaverei” o.ä. in 

dieser oder der letzten Legislatur als Tagesordnungspunkt im Kabinett behandelt? 

 

Antwort: 

Das Thema "Beitrag Bayerns zur Abschaffung der Sklaverei" wurde nach den hier 

vorliegenden Unterlagen weder in dieser noch in der letzten Legislaturperiode im 

Ministerrat behandelt. 

 

Frage 4.2: 

Welche Vorgaben hat das “Bayerische Afrikabüro in Addis Abeba” zum Thema 

“Sklaverei” von der Staatsregierung erhalten (Bitte ausführlich und in allen erdenk-

lichen Aspekte ausführen)? 

 

Frage 4.3:  

Welchen Beitrag hat das ”Bayerische Afrikabüro in Addis Abeba” bisher erbracht, 

um aktuell Sklaven in Afrika zu befreien (Bitte insbesondere für Äthiopien und des-

sen Nachbarland Sudan und die im Bürgerkrieg von den muslimischen Kämpfern 

Nordsudans geraubten und in die Sklaverei verkauften meist christlichen Südsu-

danesen ausführen)? 
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Antwort: 

Die Fragen 4.2 und 4.3 werden aufgrund ihres inhaltlichen Zusammenhangs ge-

samthaft beantwortet. 

 

Für die weltweite Abschaffung der Sklaverei setzt sich zuständigkeitshalber das 

Auswärtige Amt gemeinsam mit der Europäischen Union und den Vereinten 

Nationen ein. 

 

Auch die Bayerische Staatsregierung setzt sich dafür ein, dass alle Menschen die 

Möglichkeit haben, ihr Leben selbstbestimmt und in Freiheit gestalten zu können 

und ihre Menschenwürde geachtet wird. Im Rahmen des Bayerischen Afrikapa-

kets fördert die Staatsregierung ausgewählte Projekte der Entwicklungszusam-

menarbeit von verschiedenen Organisationen. Bei der Auswahl der Projektträger 

achtet die Staatsregierung auf deren wertebezogene Grundausrichtung. 

 

Zudem trägt das Bayerische Afrikabüro als zentrale Kontaktstelle Bayerns auf dem 

Kontinent durch den Austausch mit vielfältigen Akteuren zu einer Vermittlung von 

Werten bei und unterstützt dadurch diese Zielsetzung. 

 

Frage 5: 

Fehlende gesetzliche Regelungsmöglichkeit bei religiös begründeter Sklaverei 

 

Frage 5.1:  

Ist zutreffend, daß in Art. 4 des Grundgesetzes “Glaubensfreiheit” mangels Geset-

zesvorbehalt durch keine parlamentarisch gesetzte Vorschrift eingeschränkt, son-

dern nur durch eine parlamentarisch vorgenommene Angrenzung zu anderen 

Grundrechten eingegriffen werden kann, um so im Kollisionsfall einen Ausgleich 

herbeiführen zu können? 

 

Antwort: 

Art. 4 GG weist keinen ausdrücklich normierten Gesetzesvorbehalt auf. Die Glau-

bensfreiheit ist jedoch nicht schrankenlos garantiert. Sie findet ihre Grenzen an 

anderen Bestimmungen des Grundgesetzes, insbesondere am Schutz der im Ein-

zelfall kollidierenden Grundrechte Dritter sowie an Gemeinschaftswerten von Ver-

fassungsrang. Für Eingriffe ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
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gerichts eine hinreichend bestimmte gesetzliche Grundlage erforderlich (Urteil 

vom 24.09.2003, Az. 2 BvR 1436/02, BVerfGE 108, 282 ff.). 

 

Frage 5.2:  

Ist zutreffend, daß es das Bundesverfassungsgericht im Urteil 2 BvR 1436/02 

“Kopftuchurteil” mit den zwei Sätzen in RdNr. 37 “ Dazu gehört auch das Recht 

des Einzelnen, sein gesamtes Verhalten an den Lehren seines Glaubens auszu-

richten und seiner inneren Glaubensüberzeugung gemäß zu handeln. Dies betrifft 

nicht nur imperative Glaubenssätze, sondern auch solche religiösen Überzeugun-

gen, die ein Verhalten als das zur Bewältigung einer Lebenslage richtige bestim-

men “ ins Belieben des Gläubigen gestellt hat, welche religiösen Überzeugungen 

er lebt, um mit deren Hilfe ein Verhalten an den Tag zu leben, um so seine Le-

benslagen bewältigen zu können (Im Abweichensfall bitte begründen)? 

 

Antwort: 

Das Zitat aus dem Urteil bezieht sich auf den Schutzbereich des Art. 4 GG. Wie in 

der Antwort zu Frage 5.1 aufgezeigt, sind Eingriffe in den Schutzbereich möglich, 

so dass ein freies „Belieben“ des Gläubigen aus dem Zitat nicht hergeleitet werden 

kann. 

 

Frage 5.3: 

Ist es zutreffend, dass das Bundesverfassungsgericht im Urteil 2 BvR 1436/02 

„Kopftuchurteil” mit dem Satz in RdNr. 44 „Für die Spannungen, die bei ... unter-

schiedlichen Weltanschauungs- und Glaubensrichtungen unvermeidlich sind, 

muss unter Berücksichtigung des Toleranzgebots als Ausdruck der Menschen-

würde (Art. 1 Abs. 1 GG) nach einem Ausgleich gesucht werden“ festgelegt hat, 

den Ausgleich zwischen den in 5.2. abgefragten „religiös begründeten Überzeu-

gungen und Verhaltensweisen zur Bewältigung von Lebenslagen“ der von den Re-

gierungen in Deutschland als „Flüchtlinge” bezeichneten Migranten ohne Flücht-

lingsstatus, oder der offenkundig zur Neuansiedelung in Deutschland vorgesehe-

nen anerkannten Flüchtlinge einerseits und der in Deutschland wohnenden Mehr-

heitsbevölkerung andererseits mit Hilfe der Maxime der gegenseitigen Toleranz zu 

finden hat, und unter Rückgriff einer „Toleranz, die sich nicht als nivellierender 

Ausgleich versteht“ RdNr. 65 (im Abweichensfall bitte begründen)? 
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Antwort: 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist zwischen der 

Glaubensfreiheit aus Art. 4 GG und den kollidierenden Grundrechten Dritter eine 

Abwägung im Sinne „praktischer Konkordanz“ vorzunehmen. Diesen Grundsatz 

hat das Bundesverfassungsgericht auch im zitierten Urteil beim „Tragen eines 

Kopftuchs durch Lehrkräfte im Schulunterricht“ zur Anwendung gebracht. Bezüge 

zu „Flüchtlingen“, „Migranten“ oder der „Mehrheitsbevölkerung“ stellt das Bundes-

verfassungsgericht in seinem Urteil nicht her. 

 

Frage 6: 

Praktische Konkordanz zwischen religiös begründeter Sklavenhaltung und den 

Menschenrechten des Sklaven 

 

Frage 6.1: 

Ist es zutreffend, dass bei der Kollision von Grundrechten ohne Gesetzesvorbehalt 

die Staatsregierung als neutraler Mittler von Verfassung wegen gezwungen ist, mit 

Hilfe der praktischen Konkordanz die möglichst breite Geltung der Grundrechte 

beider Seiten sicherzustellen, vorliegend also das religiöse begründete Grundrecht 

auf Sklavenhaltung einerseits und die Menschenrechte des Sklaven anderseits 

(Bitte begründen)? 

 

Antwort: 

Sklavenhaltung ist menschenrechtswidrig und kann unter keinen Umständen hin-

genommen werden. Es ist bereits höchst zweifelhaft, ob derartige Praktiken über-

haupt auf religiöse Glaubensinhalte zurückgeführt und dem Schutzbereich des 

Art. 4 GG unterfallen können (vgl. hierzu Jarass/Pieroth, 16. Auflage 2020, Art. 4 

GG, Rz. 12). Unabhängig davon gingen die kollidierenden Grundrechte der Opfer 

von Sklavenhaltung und unsere verfassungsrechtliche Werteordnung in jedem 

Falle vor. Durch die bestehenden strafrechtlichen Normen wird diese Wertung 

auch gesetzgeberisch klar zum Ausdruck gebracht. 

 

Frage 6.2: 

Welche Initiativen, wie z.B. Gesetzesinitiativen hat die Staatsregierung bisher un-

ternommen, um die in 6.1. abgefragte Abgrenzung zwischen religiöse begründe-

ten Rechten, wie z.B. dem aus dem Koran bzw. den Hadithen abgeleiteten Recht 
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zum Halten von Sklaven auf der einen Seite und den Menschenrechten des Skla-

ven auf der anderen Seite zu definieren (Bitte begründen)? 

 

Frage 6.3: 

Welche Vorgaben/Anregungen etc. gibt die Staatsregierung den Staatsanwalt-

schaften in der in 6.1. abgefragten Abgrenzung mit Hilfe der praktischen Konkor-

danz, bis die in 6.2. abgefragte Gesetzesinitiative erfolgt und zum Abschluss ge-

bracht ist? 

 

Antwort: 

Die Fragen 6.2 und 6.3 werden wegen Sachzusammenhangs gemeinsam beant-

wortet. Insoweit wird auf die Antwort zu Frage 6.1 verwiesen. „Sklavenhaltung“ ist 

menschenrechtswidrig und strafbar. Dazu bedarf es keiner gesonderten Initiativen 

oder Vorgaben. 

 

Frage 7: 

Anwendung der Grundsätze aus 2 BvR 1436/02 und der praktischen Konkordanz 

auf die im Vorspruch genannten - es gilt die Unschuldsvermutung - Sklavenkäufer 

/ Sklavenhalter 

 

Frage 7.1:  

Was spricht aus Sicht der Staatsregierung dagegen, unter die in 5.2. abgefragten, 

aus dem Koran und Hadithen abgeleiteten religiösen Überzeugungen und Verhal-

tensweisen, den mit einem Brautgeld getarnten Kauf einer Sklavin durch Ahmad E 

zu subsumieren, deren einziger Zweck es war, dem Zweck zu dienen, die Lebens-

lage des Sohns Khaled E zu bewältigen, einen Stammhalter zu zeugen, oder nach 

einem Kriegszug gegen die Jesiden den Kauf einer Sklavin mit Tochter zu subsu-

mieren, deren einziger Zweck es war, dem Zweck zu dienen, den Haushalt von 

Jennifer W und ihrem Ehemann Taha Sabah Noori Al-Jumailly zu führen, zu ver-

stehen? 

 

Frage 7.2: 

Wie glaubt die Staatsregierung bzw. die Staatsanwaltschaft unter Wahrung des 

Neutralitätsgebots die die in 6.1. abgefragte Abgrenzung zwischen religiöse be-

gründeten Rechten, wie z.B. dem aus dem Koran bzw. den Hadithen abgeleiteten 

Recht zum Halten von Sklaven auf der einen Seite und den Menschenrechten des 
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Sklaven auf der anderen Seite unter Beachtung der Grundsätze aus 2 BvR 

1436/02 in gegenseitiger Toleranz auflösen zu können? 

 

Frage 7.3:  

Teilt die Staatsregierung die in 2 BvR 1436/02 RdNr. 47 vertretene Auffassung, 

dass das unvermeidliche Spannungsverhältnis zwischen positiver Glaubensfreiheit 

z.B. der in den Fragen 1ff abgefragten im Koran verankerten religiösen Begrün-

dung der Sklaverei einerseits und der staatlichen Pflicht zu weltanschaulich-religi-

öser Neutralität, sowie der negativen Glaubensfreiheit bzw. diametral entgegen 

gesetzten Verachtung der Sklaverei in der westlichen Weltanschauung unter Be-

rücksichtigung des Toleranzgebots zu lösen, dem demokratischen Landesgesetz-

geber obliegt, der im öffentlichen Willensbildungsprozess einen für alle zumutba-

ren Kompromiss zu suchen hat. 

 

Antwort: 

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden wegen Sachzusammenhangs gemeinsam beant-

wortet. Auf die Antwort zu Frage 6.1 kann Bezug genommen werden. Die dort dar-

gelegten Grundsätze sind allgemein gültig und auch in den konkret genannten Fäl-

len zur Anwendung zu bringen. 

 

Frage 8: 

Grundsätze aus 2 BvR 1436/02 praktisch unanwendbar 

 

Frage 8.1:  

Teilt die Staatsregierung angesichts der Fragen 1 bis 7 die Auffassung, daß das 

Mehrheitsvotum der Verfassungsrichter aus 2 BvR 1436/02 einer Korrektur durch 

den Gesetzgeber bedarf, wobei die in 2 BvR 1436/02 am Ende ebenfalls ausge-

führte abweichende Meinung vorzugswürdig ist (Im Abweichensfall bitte begrün-

den)? 

 

Antwort: 

Da - wie in der Antwort zu Frage 6.1 aufgezeigt - die von den Fragen 1 bis 7 be-

schriebene Thematik mit den bestehenden Gesetzen und im Rahmen der ergan-

genen Rechtsprechung strafrechtlich konsequent verfolgt werden kann, wird keine 

Veranlassung für eine gesetzgeberische Korrektur gesehen. 
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Frage 8.2: 

Wenn ja in 8.1., aus welchen Gründen hat die Staatsregierung die in 8.1. abge-

fragte Initiative seit der Veröffentlichung von 2 BvR 1436/02, also in 18 Jahren 

nicht getätigt? 

 

Antwort: 

Entfällt. 

 

Frage 8.3: 

Wenn nein in 8.1., wie soll aus Sicht der Staatsregierung dieser Konflikt sonst auf-

gelöst werden (Bitte hierbei insbesondere darauf eingehen, ob die Staatsregierung 

diesen Konflikt diametral entgegengesetzter Werte überhaupt auflösen, oder ihn 

lieber weiter in der Gesellschaft ausgetragen sehen möchte)?  

 

Antwort: 

Auf die Antwort zu Frage 6.1 wird Bezug genommen. Einen rechtlichen „Konflikt“ 

im Sinne der Frage vermag die Staatsregierung vor diesem Hintergrund nicht zu 

erkennen. 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

 

 

gez. 

Georg Eisenreich, MdL 

Staatsminister 

 
 
 


